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Genossenschaftswesen und gesellschaftliche Planung. 


Der im Gefolge der Abwertung des Schweizer- 
frankens sich vollziehend Neuaufschwung 
liberaler Ideen im Wirtschaftsleben 
hat Hofinungen auf die Ueberwindung des wirt- 
schaftlichen Schrumpfiungsprozesses mittels Fallen- 
lassens der staatlichen Eingriffe und Schaltenlassens 
der freien Konkurrenz geweckt. Trotz der zurzeit 
in verschiedenen Zweigen unserer Volkswirtschaft 
festzustellenden Besserung wird man sich jedoch 
mit der Tatsache abzufinden haben, dass das Kane 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Leben sich ir 
eine bestimmte Ordnung einzuspielen Baben 
wird. Je mehr und ie schneller diese Ueberzeugung 
wächst, desto reibungsloser wird der Uebergang in 
die neue Ordnung erfolgen. Ein Blick über die 
Grenzen nach Deutschland, Italien und Oesterreich 
und zum Teil auch Frankreich wird die allgemeine 
Entwicklung zur gesellschaftlichen Planung nicht 
nur bestätigt finden, sondern dürfte auch für die 
schweizerischen Verhältnisse mehr als nur ein Hin- 
weis sein, in der eigenen Wirtschaft nach einer 
Ordnung zu suchen, die nicht dem wirtschaftlichen 
Freibeutertum Tür und Tor öffnet, sondern auf dem 
Boden der Leistung jedem den ihm gebührenden 
Teil am nationalen Einkommen und der hiefür nöti- 
gen Arbeit gewährt — zweifellos eine kaum .zu be- 
wältigende Aufgabe, die jedoch mindestens einer 
Teillösung würdig ist. 

An Vorschlägen und Proiekten für eine neue 
Ordnung fehlt es nicht. Wenn jedoch bis jetzt noch 
keinem von diesen praktische Verwirklichung be- 
schieden war, so vor allem aus dem Grunde, weil 
sie entweder zu stark vom Interesse einer bestimm- 
ten Gruppe diktiert waren und sind oder die mit der 
Ausführung bestimmter planwirtschaftlicher Auf- 
gaben betrauten, besonders staatlichen, Organe 
vielfach in Bezug auf die Richtigkeit ihres Vor- 
gehens nicht überzeugen konnten. Trotzdem wird 
es eine der wichtigsten Aufgaben unserer Demo- 
kratie und ein Prüfstein für dieselbe sein, hier 
einen Weg zu finden, der dem tatsächlichen Willen 
und Interessen des Volkes entspricht. 

Vor ähnlichen Problemen, wie wir in der 
Schweiz, befindet sich auch Holland, das Land, das 
dank seiner wirtschaftlichen Struktur auch heute 


| noch ein hohes Mass wirtschaftlicher Freiheit er- 
tragen kann. Doch sind auch hier Kräfte am Werke, 
die nach einer Planung streben und, wie es scheint, 
diesbezüglich schon eine gewisse Bedeutung er- 
langt haben. Der Zentralverband holländischer Kon- 
sumgenossenschaften sah sich deshalb veranlasst, 
einen Ausschuss mit der Prüfung dieser planwirt- 
schaftlichen Fragen zu beauftragen und so die 
Stellung der Konsumgenossenschaf- 
ten bei einer Neuordnung der Wirtschaft einiger- 
massen zu fixieren. Wie aus den weiter unten 
wiedergegebenen Ausführungen des Ausschusses 
ersichtlich ist, befassen sich dieselben in erster Linie 
mit den Prätentionen mittelständischer Kreise — 
vor allem des Kleinhandels, der zahlenmässig zwar 
im Verhältnis zur grossen Masse der Konsumenten 
von sehr geringer Bedeutung ist, tatsächlich jedoch 
nach einer Ordnung strebt, die für ihn eine Existenz- 
garantie bieten sollte, eine Garantie jedoch, die an- 
gesichts der in diesem Berufsstande noch bestehen- 
den Rückständigkeiten nur auf Kosten der 
Konsumenten gehen könnte. Im Bericht des 
genannten Ausschusses wird auf diese Tatsache 
auch zahlenmässig hingewiesen und nach einer 
Ordnung verlangt, die den Interessen der Konsu- 
menten und der Organisationen derselben Rech- 
nung trägt. 

Laut einem resumierenden Aufsatz in der Inter- 
nationalen Genossenschaftlichen Rundschau unter- 
sucht der Bericht zuerst die Bedeutung des Klein- 
handels im Vergleich zu andern Formen des Klein- 
handels. In mittelständischen Kreisen wird behaup- 
tet, dass im Blick auf die Wichtigkeit des sog. Mittel- 


standes die erfolgreiche Verteidigung desselben 
gegen die neueren Kleinhandelsfiormen — Waren- 
häuser, Filialläden, Genossenschaften — eine An- 


selegenheit von nationalem Interesse sei. Darauf 


äAntwortete der Zentralverband in seinem Bericht, 


dass nur die Schicht der mittelständlerischen Händ- 
ler ein Interesse an dem Kampf zwischen den ver- 
schiedenen Unternehmungsfiormen im Handel hat. 
Diese mittelständlerische Schicht wird beschrieben 
als eine Gruppe von Unternehmern, die Fertigwaren 
kaufen und verkaufen, in ihrem Unternehmen mit- 
arbeiten, ein festes Geschäft und — wenigstens für 
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einen Teil ihres Umsatzes — einen sicheren Kern 
von Kunden haben. Der Wirtschaitszensus von 1930 
gibt Auskunft darüber, wieviel Menschen dieser 
Mittelschicht angehören. Von 3,185,000 in der Wirt- 
schaft tätigen Personen gehörten im Jahre 1930 nur 
179,000 — oder 5,6% der Gesamtzahl — zu dieser 
Gruppe, die die unabhängigen Kleinhändler und die 
kleineren Grosshändler umfasst. Davon war eine 
Anzahl in Branchen tätig, in denen die Genossen- 
schaftsbewegung überhaupt nicht vertreten ist. Man 
kann sagen, dass nur etwa 4,5% der erwerbstätigen 
Bevölkerung in die Gefahr kommen, von einer 
schnellen genossenschaftlichen Entwicklung beein- 
trächtigt zu werden. Der Ausschuss stellt deshalb 
die Frage, ob man es wirklich mit der Idee der 
Gerechtigkeit vereinbaren könne, die Ge- 
nossenschaftsbewegung, die das allgemeine Beste 
will und auf die Heilung eines schwer kranken Teils 
unseres Wirtschaftssystems aus ist, zum Nutzen 
einer so kleinen Gruppe, wie sie die unabhängigen 
Händler zweifellos darstellen, zu hemmen. 


Verteilung des Kleinhandelsumsatzes 1933. 


. In Millionen 
Unternehmungsform 


Warenhäuser „su. su. 0, 
Eillalgeschäffe. 24, onen. 
Genossenschaften ......... 
Unabhängige Kleinhändler ..... 


In %, des 
Ganzen 


Gesamter Kleinhandelsumsatz.. . 


Diese Daten zeigen eindeutig, dass die Genos- 
senschaften bisher noch keineswegs überall einen 
bedrohlichen Einfluss auf die Lage der Kleinhändler 
ausüben, und sie rechtfertigen nicht das Geschrei der 
unabhängigen Händler über das Vordringen der Ge- 


nossenschaften. In den Genossenschaften liegt der 
Grund für die Schwierigkeiten des Mittelstandes 
nicht, und Massnahmen, die gegen sie ergriffen wer- 
den, werden den Händlern nicht helfen, aber den In- 
teressen von 95% der arbeitenden Bevölkerung 
schaden. 

Auch das Problem der Rentabilität der 
Läden wird in dem Bericht behandelt. Es wurde 
Material über Betriebskosten und Gewinnspannen 
der Kaufleute in einer grossen Anzahl von Branchen 
gesammelt. In den meisten Fällen stammt das Mate- 
rial aus Untersuchungen des Wirtschaftsinstituts des 
Mittelstandes. Für die wichtigsten Branchen seien 
die im Berichte enthaltenen Daten hier wieder- 


gegeben: 


Wirtschaftsergebnisse unabhängiger 
Kleinhandelsgeschäfte 


in % vom Umsatz. 


Branche 


Kolonialwarenhändler . 
Rlieischen :. =... x 


BUCKen a. re ne 
Textilwarengeschäfte . 
Schuhwarengeschäfte . 


«Die Gewinnspannen sind offensichtlich zu 
niedrig, um alle Ausgaben, einschliesslich des ge- 
schätzten Einkommens des Händlers und seiner Fa- 
milie, decken zu können. Wenn man dieses Problem 
jedoch nicht vom Standpunkt des Händlers, sondern 
von einem sozialen Standpunkt aus beurteilt, dann 
muss man zu einer anderen Lösung kommen. Ein 
Vergleich der Unkostenstatistiken der Privathändler 
mit denen des Zentralverbandes zeigt, dass die Pri- 
vathändler Anlagen und Personal sehr unwirtschaft- 
lich verwenden. Während bei den privaten Kolonial- 
warenhändlern die Unkosten für Gebäude sich im 
Jahre 1933 auf 2,5 /o des Umsatzes beliefen, machten 
diese Unkosten in genossenschaftlichen Läden nur 
0,5 %/o des Umsatzes aus. Die gesamten Lohnkosten 
beliefen sich im Jahre 1933 bei privaten Kolonial- 
warenhändlern auf 11,3%o des Umsatzes, in genos- 
senschaftlichen Kolonialwarenläden nur auf 8,0%. 
Diese ungünstigen Daten sind der Tatsache zuzu- 
schreiben, dass der Umsatz ie Laden viel zu niedrig 
ist, und zwar infolge der ständig wachsenden Zahl 
von Privathändlern und der abnehmenden Kaufkraft 
der Konsumenten.» 


Der Bericht gibt erstaunliche Zahlen über das 
ausserordentliche Wachstum der Zahl 
der Läden. Während die Einwohnerzahl Amster- 
dams von 1919 bis 1932 um 20 °/o zunahm, stieg die 
Zahl der privaten Bäcker um 113%. Ein amtlicher 
Bericht aus dem Jahre 1926 gibt die Zahl der Ko- 
lonialwarenhändler für dieses Jahr mit 300 auf 
100,000 Einwohner an, nach dem Wirtschaftszensus 
von 1930 gab es deren nicht weniger als 469 je 
100,000 Einwohner. Der Verband der holländischen 
Brennstoffhändler berichtet, dass, während die Zahl 
der Einwohner in 10 Städten sich von 1920 bis 1934 
um 27% vermehrte, die Zahl der Brennstoffhändler 
in dieser Zeit um 125 %/o stieg. 


Die Ladenunkosten werden auch durch die 
übertriebene Zahl der Artikel und Sorten 
und die grossen Umsatzfluktuationen nach Stunden 
und Tagen ungünstig beeinflusst. Neben den be- 
kannten Statistiken, die in den Büchern von Prof. 
Nystrom, Prof. J. Hirsch u.a. enthalten sind, bringt 
der Bericht die Ergebnisse der Untersuchungen des 
oben erwähnten Wirtschaftsinstituts des Mittel- 
standes. Dieses Institut erklärt in einem Bericht über 
«Das Warenlager unserer Kolonialwarenhändler», 
dass im Jahre 1933 verschiedene Kolonialwaren- 
händler 29 Packungen von 6 Teesorten, 27 Packun- 
gen von 16 Puddingsorten, 25 Packungen von 16 Rei- 
nigungsartikeln, 27 Packungen von 19 Kekssorten 
und 18 Packungen von 4 Kakaosorten auf Lager 
hatten. Ein Bericht über die Schlächterläden zeigt, 
dass von den wöchentlichen Gesamtkäufen auf den 
Montag nur 12, auf Dienstag 15%, auf Mittwoch 
16 %/6, auf Donnerstag und Freitag ie 14,5 Vo, auf 


Sonnabend dagegen 28 % entfielen. 


Auf Grund dieser Tatsachen kommt der Bericht 
des Zentralverbandes zu dem Schluss, dass die Ge- 
winnspannen, von einem sozialen Standpunkt 
aus betrachtet, viel zu hoch sind, wenn sie auch 
für den einzelnen Laden zu niedrig sein 
mögen. Der Gross- und Kleinhandel kostet den hol- 
ländischen Verbrauchern bei einem Gesamtumsatz 
von Fl. 3190 Millionen nicht weniger als Fl. 1280 Mil- 
lionen, oder das Doppelte der jährlichen Staatshaus- 
haltssumme. 


Wie nun die Genossenschaften ihre Freiheit bei 
der Organisierung ganzer Zweige der Wirtschaft in 
«Korporationen» oder «Ämtern» wahren 


No, 33 


SCHWEIZ. KONSUM-VEREIN 


407 


können, damit befasst sich des Il., das Schlusskapitel 
des Berichts. Der Ausschuss verweist hinsichtlich 
des Grundprinzips seiner Vorschläge auf das Buch 
Le Secteur Coop&ratif*) von Dr. G. Fauquet, 
dem früheren Direktor der Genossenschaftsabteilung 
des Internationalen Arbeitsamtes. Der Ausschuss 
schlägt vor, jede Korporation oder jedes Amt in drei 
oder vier Sektionen zu trennen, eine für die kapitali- 
stischen Grossunternehmungen, eine für die unab- 
hängigen Kleinhändler, eine, wenn nötig, für Öffent- 
liche Dienste, und eine für die Genossenschaften. 
Von der Gesamtproduktion eines Produktionszweiges 
wird jeder Sektion, zuerst auf Grund des status quo, 
ein Prozentsatz zugeteilt. Nach zwei Jahren soll die 
Zuteilung revidiert werden. Die Behörden müssen 
sich bei der Beschlussfassung an folgende Richt- 
linien halten: 


1. Wenn die Konsumenten eine Ausdehnung der 
Produktion in einer der vier Sektionen wünschen — 
z.B. eine Genossenschaft erhöht ihre Mitgliederzahl 
beträchtlich —, so muss dieser Wunsch respektiert 
werden. 


2. Wenn es sich herausstellt, dass die Unter- 
nehmungen in einer der Sektionen mit niedrigeren 
Kosten arbeiten als die Produzenten in anderen Sek- 
tionen, dann muss die Kapazität der wirtschaftlich- 
sten Sektion vergrössert werden. 


3. Wenn die Unternehmer in einer der Sek- 
tionen nachweisen können, dass eine Geschäftsexpan- 
sion der Allgemeinheit zugute kommen würde, dann 
müssen ihre Anträge sorgfältig geprüft werden. 


4. Soziale Erwägungen können das Ausmass der 
auf Grund der ersten drei Richtlinien vorzunehmen- 
den Änderungen der Kontingente begrenzen. 


Eine gesellschaftliche Planung auf dieser Grund- 
lage soll ein lebendiges elastisches System hervor- 
bringen, das neuen Produktions- und Verteilungs- 
formen und -methoden die Möglichkeit geben würde, 
ihre Leistungsfähigkeit unter Beweis zu stellen. 
«Man gebe jedem eine gleiche Chance, sich zu be- 
währen», erklärt der Zentralverband. Wenn im 
übrigen die Konsumgenossenschaften die Möglich- 
keit haben, die Preisgestaltung günstig zu beein- 
flussen, dann werden die Interessen der Konsumenten 
mindestens ebenso gut aufgehoben sein wie unter 
dem gegenwärtigen System. 


Eu E3 %* 


Das Genossenschaftswesen repräsentiert seiner 
Natur und Bestimmung nach eine Wirtschafts- 
ordnung. Die Konsumgenossenschaftsbewegung 
erstrebt diese auf dem Gebiete der Vermittlung der 
täglichen Bedarfsartikel. Bis heute beschränkte sie 
sich darauf, sich ein Mass von freier wirtschaft- 
licher Entwicklung zu sichern, das ihr den Ausbau 
der Organisation und die möglichst umfassende Ein- 
wirkung auf die allgemeine Preisgestaltung erlaubt. 


Die Revision des Wirtschaftsartikels der Bundes- 
verfassung bietet Gelegenheit, grundsätzlich über die 
Stellung der schweizerischen Konsumgenos- 
senschaftsbewegung im Rahmen der gesamten 
Verteilungswirtschaft Klarheit zu schaffen. 


*) Der «Secteur Coop£ratif» ist in deutscher Sprache im 
Verlag des Verbandes schweiz. Konsumvereine erschienen. 


Dänische genossenschaftliche 
Eier-Exportvereine. 


Einen interessanten Zweig des dänischen Ge- 
nossenschaftswesens bilden die Eier-Ausfuhr- 
vereine. Wohl befassen sich auch mehrere dä- 
nische Genossenschafts-Schlächtereien mit der Aus- 
fuhr von Eiern, aber «Dansk Andels- £g- 
export» (1895) war der erste Verein, der die Eier- 
ausfuhr wirtschaftlich betrieb. Zur Hebung der Qua- 
lität der Eier führten der Vorsitzende der Grossein- 
kaufsgesellschaft dänischer Konsumvereine (F.D.B.), 
Herr Severin Jörgensen, und der Volksschullehrer 
Frederik Möller das Stempeln der Eier ein. 
Heute ist dieses System überall gebräuchlich. Jedes 
Mitglied erhält eine Nummer, die auf jedes Ei gestem- 
pelt wird, nebst der Nummer des Kreises, in welchem 
der Produzent Mitglied ist. Dadurch kann in allen 
Teilen der Erde leicht festgestellt werden, welche 
dänischen Eierproduzenten schlechte Eier produ- 
zieren. Der dänische Eier-Exportverein «D. ZE. ZE.» 
ist heute der grösste Eierexporteur und überhaupt 
der erste Verein für rationelle Behandlung und Ver- 
kauf dänischer Eier. Die Gesellschaft umfasst ca. 
800 Kreise. Jeder Kreis besteht aus wenigstens zehn 
Mitgliedern; zur Delegiertenversammlung sendet 
ieder Kreis einen Delegierten. Die Delegierten 
wählen den aus fünf Mitgliedern bestehenden Vor- 
stand. Der Vorsitzende, ein Geschäftsführer und ein 
weiteres Vorstandsmitglied regeln die täglichen Ge- 
schäfte. Der jährliche Reinüberschuss wird zur Hälfte 
an die Mitglieder ausbezahlt, und der Rest wird den 
einzelnen Kreisen gutgeschrieben. 

Seit Gründung dieses Eier-Exportvereins hat der 
Export einen mächtigen Aufschwung genommen. 
Man hat viele Eierverkaufskreise gegründet, Hühner- 
zuchtzentralen eingerichtet, die besten Hühner mit 
Prämien gekrönt. 

Der dänische genossenschaftliche Eier-Export- 
verein (Dansk Andels-Z£gexport Forening) hat sich 
wie folgt entwickelt: 


Jahr Kreise Einzelmitglieder Mill, kg Eier Jahresumsatz in Kr. 
1900 370 ca. 22,000 ca. 2,800,000 kg 2,543,000 Kr. 
1910 500 » 40,000 » 4,474,000 » 4,580,000 » 
1920 540 » 45,000 » 4,119,000 » 20,500,000 >» 
1930 700 » 50,000 » 10,000,000 » 14,300,000 » 
1935 800 » 50,000 » 16,100,000 » 19,600,000 » 

er 


Ferien im VHTL. 


Die hervorragenden sozialen Einrichtungen der 
Konsumgenossenschaften und ihre Auswirkung auf 
die allgemeine Gestaltung der Arbeitsverhältnisse 
werden bei der Beurteilung der genossenschaftlichen 
Tätigkeit leider nicht immer genügend gewürdigt. 
Ein im Organ des Verbandes der Handels-, Trans- 
port- und Lebensmittelarbeiter wiedergegebener 
Ueberblick zeigt — ähnlich wie bei der Lohngestal- 
tung — auch bei der Ferienfrage die Ueber- 
legenheit der genossenschaftlichen Betriebe. Wir 
lesen in der «Solidarität»: 


«Bei aller Vielfältigkeit in der Zusammensetzung 
unserer Verbandsmitgliedschaft gibt es doch keine 
einzige Berufsbranche, in der nicht schon wenigstens 
die ersten Ansätze einer Ferienregelung vorhanden 
sind. In einigen Berufen und Gewerben ist zwar 
diese Ferienregelung kaum über die Produktions- 
betriebe der Konsumgenossenschaften hinaus ge- 
diehen. Für die zahlenmässig sehr bedeutenden Kon- 
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tingente des Handelshilfsangestellten geht der ver- 
tragliche Ferienanspruch ebenfalls nur sehr verein- 
zelt über die von den Konsumangestellten erreichten 
Positionen hinaus.So wird in einigen Konsumvereinen 
schon nach zehn Dienstiahren eine Feriendauer von 
drei und sogar vier Wochen festgelegt. Im Gesamt- 
arbeitsvertrag für das Braugewerbe bleibt der 
Ferienanspruch vom 5. bis 20. Anstellungsjahr auf 
zwölf Wochentage beschränkt. Arbeiter, die das 
fünfzigste Altersjahr erreicht haben, erhalten nach 
20 Jahren Anstellungsdauer im gleichen Betriebe 
15 Wochentage und nach 25 Jahren Anstellungsdauer 
18 Wochentage Ferien. Eine Urlaubsgewährung un- 
gewöhnlicher Art ist im kollektiven Arbeitsvertrag 
mit der Firma Bell A.-G. in Basel verankert worden, 
wo nach einer Dienstzeit von über 20 Jahren sechs 
Wochen Ferien gewährt werden. Auffällig ist die 
magere, der staubigen, ultramechanisierten Arbeit in 
den Grossmühlen keineswegs Rechnung tragende 
Gewährung von nur 6 Ferientagen. Auch hier machen 
die genossenschaftlichen Betriebe eine löbliche Aus- 
nahme.» 


Volkswirtschaft 


Die Grossbanken nach der Abwertung. 


Die Abwertung des Schweizerfrankens hat auf 
die Situation der Banken einen nachhaltigen Ein- 
iluss ausgeübt. Mit dem sinkenden Geldwert des 
Frankens war den Banken die Möglichkeit gegeben, 
die in ihrem Besitz befindlichen ausländischen Gut- 
haben entsprechend dem Abwertungssatz aufzu- 
werten. Die Anlagen in inländischen Werten konnten 
zu neuen Sätzen in die Bilanz eingesetzt werden, da 
sich die Gewinnaussichten der hinter den Werten 
stehenden Unternehmen besserten. Durch diese 
Neubewertung der meisten ausländischen und in- 
ländischen Guthaben wurde eine doppelte Ver- 
lustquelle verstopft. Die in den letzten 
Jahren fortgesetzten Abschreibungen auf vielen 
Guthaben — mit der Ausnahme der eingefrorenen 
Kredite in den Clearingländern — konnten nun ein- 
gestellt werden. Darüber hinaus waren die eigenen 
Aktien der Banken nun nicht mehr einem fort- 
gesetzten Kursfall ausgesetzt. Im Gegenteil, die 


Bankaktien stiegen ausserordentlich. Man hatte es 
nicht mehr nötig, selbst seine Aktien mit Verlust 
aufzukaufen, so dass man sagen kann, dass mit den 
durch die Abwertung eingeleiteten Erscheinungen 
sich die allgemeine Bankenkrise verflüchtigt hat. 
Seit dem Beginn der Wirtschaftskrise waren 
vor allem die Grossbanken einer fortgesetzten 
Schrumpfung ihres Geschäftes unterworfen. Von 
1930 bis März 1936 haben sich die Bilanzsummen 
der Grossbanken, in denen sich das Gesamtgeschäft 
zahlenmässig ausdrückt, genau um die Hälfte ver- 
mindert. Zwei Ursachen sind es vor allem, die einen 
solchen Rückgang erzwangen: Die stets abnehmen- 
den Einlagen bei den Banken und die fortgesetzte 
Giefahr, dass die einmal gewährten Kredite not- 
leidend werden könnten. Jede Bankleitung war da- 
her vor die grosse Aufgabe gestellt, ihr Geschäft 
den sinkenden Einlagen anzupassen und gleich- 
zeitig darauf zu achten, dass bei den gewährten 
Krediten nicht allzu grosse Verluste in Kauf ge- 
nommen werden mussten. Das aber war auf die 
Dauer nur bei sinkenden Gewinnen, dann bei 
Aufzehrung der Reserven, schliesslich bei teilweisem 
Verlust des Eigenkapitals möglich. Die Bankenkrise 
hat daher eine Reihe von Grossbanken vor die Not- 
wendigkeit interner Sanierungen, vorübergehender 
oder dauernder Einstellung ihrer Zahlungen gestellt. 
Seit der Abwertung ist die Periode der Zah- 
lungsschwierigkeiten im wesentlichen beendet. An 
ihre Stelle ist de Sanierungswelle getreten, 
welche sich melır oder weniger bei allen Banken 
bemerkbar macht. Schweizerischer Bankverein und 
Schweizerische Kreditanstalt haben eine offene Sa- 
nierung nicht nötig; hier dürften sich die nächsten 
Jahre vor allem in einer Auffüllung der kleiner ge- 
wordenen Spezialreserven auswirken. Bei der 
Schweizerischen Bankgesellschaft und der Eidge- 
nössischen Bank ist die Sanierung schon durchge- 
führt worden. Die Bankgesellschaft hat ihre 
Sanierung schon vor der Abwertung vorgenommen. 
Das Aktienkapital wurde von 80 auf 40 Millionen re- 
duziert.e. Der dadurch entstehende Buchgewinn 
wurde zur Hälite auf Abschreibungen für einge- 
frorene Kredite in Deutschland verwendet, die an- 
dere Hälfte wurde einer Spezialreserve zugeführt. 
Der Zweck dieser Reserve war es, weitere Ab- 
schreibungen auf den eingefrorenen Krediten im Aus- 


Toyohiko Kagawa 
als Genossenschaäfter.”) . 


Einen wirklich grossen Genossenschaftsführer besitzt Japan 
in der Person Toyohiko Kagawas. Er suchte ständig den Ideen 
Christi nachzuleben und hat sehr viel nicht nur für die genossen- 
schaftliche Bewegung, sondern auch für die Verbreitung des 
Christentums unter seinen Landsleuten getan. 

Er ist am 10. Juli 1888 in Kobe, Japan, als Sohn eines 
hohen iapanischen Staatsbeamten und einer Geisha geboren; 
seine Eltern starben früh, sodass Kagawas Kindheit recht 
trostlos war. Im Jahre 1903 trat Kagawa zum Christentum 
über und absolvierte eine christliche Schule. Hernach fuhr er 
nach Amerika, wo er in der Princetoner Universität den Grad 
des Doktors der Theologie erwarb. 

Im Jahre 1917 gründete er seine erste Arbeiterschule in 
Osaka, Japan, und ein Jahr später eine Konsumgenossen- 
schaft unter Arbeitern. Im Jahre 1925 organisierte er eine 
japanische Bauernpartei, und im Jahre 1931 wurde von ihm 
das erste genossenschaftliche Krankenhaus in Tokio gegründet. 
In vier Jahren hat die Zahl dieser Genossenschaften 74 er- 
reicht, mit 30,000 Mitgliedern. 


*) Dieser Artikel ist auf Grund von folgenden zwei Büchern 
verfasst: Carola Bartlı, «Taten in Gottes Kraft», Heilbronn, 
1936 und «Kagawa in Lincolns Land», New-York, 1936. 

Prof. Dr. V. Totomianz. 


Heute ist Toyohiko Kagawa Stadtrat in Tokio, Sekretär 
der Bauern- und Arbeiterparteien, Präsident der Studenten- 
genossenschaften von fünf Universitäten, Führer der Friedens- 
und Temperenzbewegungen, und nicht zuletzt das geistige 
Oberhaupt der genossenschaftlichen Orga- 
nisation. 

Ueber 14 Jahre seines Lebens verbrachte Kagawa in 
Shinkawa, dem Elendsviertel Kobes. Mit den Aermsten und 
Verstossenen hat er dort, als ihr nie ermüdender Freund, Be- 
rater und tatkräftiger Helfer Freud und Leid geteilt. Im Jahre 
1926 fasste die japanische Regierung den Beschluss, die Armen- 
viertel von sechs Grosstädten: Tokio, Osaka, Kobe, Yoko- 
hama, Kioto und Nagoya zu beseitigen. Die treibende Kraft, 
die das Gewissen der japanischen Regierung so stark erregte, 
dass sie sich ihrer Pflicht bewusst wurde und eine Millionen- 
summe zur Sanierung der Armenviertel auswari, war Toyohiko +» 
Kagawa. 

Toyohiko Kagawa, als Sozialpolitiker und Genossen- 
schafter, erinnert sehr an Mazzini und Tolstoi. Er hebt immer 
das geistige und das ethische Moment hervor. Die 
Grundbedingungen für ein menschenwürdiges Leben der unter- 
drückten Klassen sieht Kagawa dabei weniger durch die Er- 
kämpfung gewisser Rechte gewährleistet, als in der Ent- 
bindung der in jedem Menschen schlummernden Willenskraft, 
in seinem seelischen Erwachen, in der Stärkung seines Ver- 
antwortungsgefühls und seines Gemeinschaftswillens. Alle auf 
Eigennutz und Klassenkampf gegründeten Arbeiterorganisa- 
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land zu ermöglichen. Wie gross diese Reserve noch 
ist, kann man nicht sagen. Aehnlich war auch die 
Sanierung bei der Eidgenössischen Bank 
verlaufen, die Ende 1936 durchgeführt wurde. Von 
dem Aktienkapital in der Höhe von 75 Millionen 
Franken wurden 8 Millionen vernichtet, die sich in 
dem Besitz der Bank befanden. Die restlichen 66 
Millionen wurden auf 33 zusammengelegt, indem der 
Wert einer Aktie von 500 auf 250 Franken gesenkt 
wurde. Von dem so entstandenen Buchgewinn von 
42 Millionen wurden etwa 10 Millionen zur Strei- 
chung von Verlusten aus den in Deutschland einge- 
frorenen Krediten verwendet, 30 Millionen für den 
gleichen Zweck zurückgestellt und die restlichen 
2 Millionen der Reserve zugeführt. Das Kennzeichen 
dieser beiden Sanierungen ist, dass die im Ausland 
erlittenen Verluste von den Aktionären getragen 
werden mussten, ohne dass dabei der Geschäfts- 
verkehr unterbrochen oder beeinträchtigt wurde. 

Anders war die Sanierung bei der Schwei- 
zerischen Volksbank. Bei der ersten Sa- 
nierung wurden die Genossenschaftsanteile gekürzt, 
und die Eidgenossenschaft zum Aktionär der Bank. 
Am 20. Februar 1937 wurde dann die zweite Sanie- 
rung beschlossen. Das zum Abbau bestimmte Aus- 
landsgeschäft von 140 Millionen Franken wurde 
einer Tochtergesellschaft übertragen. Man nimmt 
an, dass es der Tochtergesellschaft möglich sein 
wird, bei der allmählichen Tilgung der 140 Millionen 
etwa 45 Millionen wieder zu bekommen. Den Rest 
von 95 Millionen musste man abschreiben. Dies ge- 
schah durch eine Reduzierung des Aktienkapitals 
auf die Hälfte. Auch hier müssen also die Aktionäre 
den Verlust tragen, doch besteht der Unterschied 
gegenüber der anderen Sanierungsmethode darin, 
dass die eingefrorenen Kredite einer eigenen Gesell- 
schaft übertragen werden, die Schweizerische Volks- 
bank mit ihnen nur noch indirekt etwas zu tun hat. 
Das besondere Vorgehen der Schweizerischen 
Volksbank dürfte in der einfachen Tatsache be- 
gründet sein, dass es in Zukunft nicht mehr ihre Ab- 
sicht ist, ein langfristiges Kreditgeschäft mit dem 
Ausland zu pflegen. 

Weit stärker hat sich die Krise bei der Basler 
Handelsbank und bei der A.-G. Leu & Cie. 
ausgewirkt, was sich nicht nur in der Gewährung 
eines längeren Fälligkeitsaufschubs, sondern auch 


in einer noch tiefergehenden Sanierung ausdrückt. 
Von beiden Instituten lag den zuständigen amtlichen 
Stellen ie ein detaillierter Sanierungsplan vor. Was 
ist ihr Inhalt? Bei der Basler Handelsbank werden 
5 Millionen Aktien vernichtet, die restlichen 70 Mil- 
lionen Aktien auf 13 Millionen Franken reduziert, 
indem eine Aktie von 500 auf 100 Franken abge- 
schrieben wird. Zusammen mit den Reserven ent- 
steht ein Buchgewinn von bald 70 Millionen Fran- 
ken, der zu 65 Millionen zur Tilgung der Verluste 
verwandt und die restlichen 5 Millionen als Reserve 
dem neuen Unternehmen gutgeschrieben wird. 
Das Aktienkapital von 13 Millionen wird dann durch 
die Ausgabe von neuen Aktien auf 17 Millionen 
Franken erhöht. Diesem Sanierungsplan wurde un- 
längst die Zustimmung der amtlichen Stellen und 
der Generalversammlung zuteil. Mit dieser Sanie- 
rung konnte der von vielen befürchtete Verlust der 
Gläubiger vermieden werden. Zugleich aber schei- 
det mit dieser Neuordnung die Basler Handelsbank 
endgültig aus der Gruppe der Grossbanken aus. 
Bei der A.-G. Leu & Cie. hat erst der zweite 
Sanierungsplan die Zustimmung der amtlichen Stel- 
len und der Betroffenen gefunden. Auch hier werden 
die Aktien von 500 auf 100 abgeschrieben und in 
Stammaktien umgewandelt. Zugleich werden noch 
für eine Million neue Aktien ausgegeben, so dass 
sich die Stammaktien auf 7 Millionen belaufen. Im 
Gegensatz zu den anderen Instituten war es bei der 
Leuenbank nicht möglich, die Gläubigerforderungen 
vor einem Verlust zu bewahren. Die Forderungen 
über 1000 Franken werden auf 65 Prozent herab- 
gesetzt und teilweise in Prioritätsaktien umgewan- 
delt. Diese neuen Aktien gehen bei der Zahlung von 
Dividenden den Stammaktien voraus. Die Kassen- 
und Anleihensobligationen werden in ihrer Lauffrist 
zwangsweise verlängert. Damit wird auch die 
Leuenbank zu einer Lokalbank. Die Bankenkrise als 
Teilerscheinung der Wirtschaftskrise hat also die 
Zahl der eigentlichen Grossbanken von 8 auf 4 her- 
abgesetzt. Diese verbleibenden Grossbanken aber 
dürften sich wieder voll erholen; ihre zukünftigen 
Gewinnchancen werden allgemein als günstige ein- 
geschätzt. Dies geht am deutlichsten aus der Kurs- 
entwicklung der Bankaktien selbst hervor: Sie sind 
seit der Abwertune von 60 auf 110 gestiegen. Ihr 
Wert hat sich also fast verdoppelt. Dr. Schw. 


tionen lehnt Kagawa daher ab. Es muss der Menschheit zum 
Bewusstsein kommen, dass Kapital nicht in mate- 
riellen Gütern zuerst und allein zu suchen ist, dass 
wahres Kapital vielmehr ein soziales Gut ist, nämlich die 
Fnergie und Arbeitsfreude der Menschen. Während 
bisher für viele die materielle Anhäufung toten Kapitals als 
alleiniger wirtschaftlicher Faktor in Rechnung gesetzt wurde, 
muss sich jetzt die Erkenntnis Bahn brechen. dass dieses nur 
gleichsam den Behälter, den Akkumulator abgibt, in dem das 
eigentlich wertvolle Kapital, die Kraft, die schöpferischen, er- 
zeugenden und verarbeitenden Kräfte der Menschheit. aber 
auch ihre Kraft zu lieben, zu vertrauen, ihre Opferbereitschaft 
und ihr Wille zur Freude sich entwickeln. Diese inneren 
Kräfte des Gesamtvolkes gesund und stark zur Entwicklung 
kommen zu lassen und zu entbinden, muss erstes Ziel neuzeit- 
licher Volkswirtschaft werden. Die Welt, sagt Kagawa, steckt 
noch zu tief im ptolemäischen Wirtschaftssystem. Daher spei- 
chern die Menschen z.B. grosse Vorräte an Weizen auf, 
während Menschen, die kein Geld haben, verhungern. 

Im Jahre 1922 gründete er die erste Bauernvereinigung 
Japans. Er lud dazu 72 Abgesandte, die die Bauern aus 34 Pro- 
vinzen vertraten, zu einer zweitägigen Verhandlung nach Shin- 
kawa. Die junge Vereinigung trat mit einer Kundgebung an 
die Oeffentlichkeit, die auch für Kagawas strenge Abwehr 
aller marxistischen Klassenkampfmethoden bezeichnend ist. Es 
heisst darin: «Wir wollen unser Wissen vermehren, unser 


gewerbliches Können verbessern, unsere Sittlichkeit heben und 
Freude in unser dörfliches Leben hineintragen. Eine vollkom- 
mene Bauernkultur sei unser Ziel. Da wir für Gedankenfreiheit 
eintreten und eine Haltung einnehmen, die der ganzen Gesell- 
schaft dienen soll, wollen wir die Wahrheit lieben. Um unsere 
Befreiung zu verwirklichen, werden wir den Kapitalismus be- 
kämpfen, indem wir Erzeugerverbände gründen und durch sie 
die Freilassung der unter ihrer Armut notleidenden Bauern 
erreichen.» 

Kagawa sieht die Möglichkeit des Erfolges auch hier vor 
allem in der Kraft der Organisation und in der Er- 
starkung des ganzen Standes durch die Einführung besserer 
Weisen der Feldbestellung, durch die Gründung von Genossen- 
schaften zwecks umsichtigerer Ausnutzung und Verwertung 
des Ernteertrags, durch gemeinsame Feldbestellung, durch 
gemeinsamen Ankauf teurer landwirtschaftlicher Maschinen. 
Ferner möchte er die Bauern zur Einführung bisher unbe- 
kannter Kulturen gewinnen. Er tritt dafür ein, an den jetzt 
meist unbebauten Berghängen Nuss- und Kastanienwälder an- 
zulegen, deren Früchte eine ergiebige und erwünschte Zusatz- 
ernte liefern können, und schlägt vor, andere Getreidearten 
in die Gegenden, die bis jetzt nur Reis anbauen, einzuführen. 
Auch möchte er die Bauern, die bisher wenig Kleinvieh halten, 
zur Anschaffung von Schafen und Milchziegen veranlassen, die 
an den unbebauten Berghängen noch reichlich Weideland 
finden. Das sicherste Unterpfand des Sieges sieht er aber 
nicht in allen jenen Massnahmen, sondern in der inneren 
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Die Folgen einer konsequenten Mittelstandspolitik. 
(Ohne Verantwortlichkeit der Redaktion.) 


In den Diktaturstaaten hat man die Forderungen 
der Mittelstandspolitik so gut als möglich zu er- 
füllen gesucht. Gesetze über Gesetze wurden in 
Deutschland, Italien und Oesterreich erlassen, um 
alle Wünsche des Kleingewerbes und Kleinhandels 
zu erfüllen und an Stelle der in Grund und Boden 
verdammten liberalistischen Handelsfreiheit ein ge- 
ordnetes, planmässiges Zusammenwirken aller Leute 
zu setzen, die nützliche Mitglieder der Volkswirt- 
schaft sind oder es gerne sein möchten. Diesem 
Zwecke dient für den Einzelhandel mit Textilstoffen 
in Deutschland unter anderem auch ein besonderes 
Spinnstoffgesetz. Einer westdeutschen Regierungs- 
behörde ist es nun unpassender Weise eingefallen, 
einmal die Probe aufs Exempel zu machen, ob sich 
die staatlich protegierten Herren Einzelhändler an 
die Vorschriften dieses Gesetzes halten. Das Resul- 
tat war niederschmetternd. Achtzig Prozent der 
Einzelhändler übertraten frisch und fröhlich die ge- 
setzlichen Vorschriften zum Schutze der Konsu- 
menten und mussten dafür gebüsst werden. 


Der «Deutsche Volkswirt» meint dazu, dass die 
Zahl der Uebertreter dieses Gesetzes wohl überall 
gleich gross sein werde, aber trotz dieser zahl- 
reichen Uebertretungen sei der sachliche Zweck 
dieses Gesetzes erreicht worden, denn gerade die 
Grossbetriebe des Einzelhandels hätten sich mit 
peinlicher Genauigkeit an die gesetzlichen Vor- 
schriften gehalten, dadurch hätten sie die Preise 
niedrig gehalten und darauf allein sei es dem Ge- 
setzgeber angekommen. Das hätten nun wahrschein- 
lich die Grossbetriebe auch ohne die amtliche 
Druckerschwärze geleistet. Der «Deutsche Volks- 
wirt» gibt das selber zu, wenn er meint, das Resul- 
tat beweise erneut «die volkswirtschaftliche Nütz- 
lichkeit des Grossunternehmens im Einzelhandel, 
dessen preisregulierende Funktion so häufig über- 
sehen wird». 

Die schuldigen Textildetaillisten konnten zu 
ihrer Entlastung nur anführen, dass sie die Vor- 
schriften des Gesetzes überhaupt nicht kannten und 
sich auch nicht darum gekümmert hatten. Das kann 
man ihnen aber nicht so sehr ankreiden, denn die 


Produktion von Gesetzen und Vorschriften aller Art 
geht in Deutschland ins Aschgraue. Die Berliner 
Handelskammer hat die für den deutschen Kaufmann 
gültigen Normen und Vorschriften für den Wett- 
bewerb, das heisst für die Reklame, zusammen- 
gestellt, auf sage und schreibe siebenhundert Seiten. 
Das an sich schon komplizierte Einzelhandelsschutz- 
gesetz von 1933 ist mittlerweile schon durch vier 
Änderungsgesetze, vier Durchführungsverordnungen 
und acht umfangreiche Ministerialerlasse ergänzt 
worden. Für die Preisbezeichnungen der Waren im 
Einzelhandel gibt es acht Verordnungen. Für den 
Devisenverkehr kommt durchschnittlich alle zwei 
Tage eine neue Verordnung heraus. Der Rohstoff- 
mangel und die Aussicht auf eine schlechte Getreide- 
ernte zwingt oder verführt die Behörden ebenfalls 
zur unablässigen Produktion von Vorschriften, von 
Aenderungen, von Ausnahmen. Der «Deutsche 
Volkswirt» erhebt die Frage, ob es für den Gewerbe- 
treibenden überhaupt noch möglich ist, alle ihn be- 
treffenden Bestimmungen zu kennen, zu verstehen 
und zu befolgen und wagt selber nicht, diese kitzlige 
Frage zu bejahen. 


Mit all dieser Ueberproduktion von Vorschriften 
sind aber die Wünsche der Interessenten noch lange 
nicht erfüllt. Heute verlangt beispielsweise der 
Einzelhandel, dass die Wirte verpflichtet werden 
sollen, die von ihnen benötigten Lebensmittel und 
sonstigen Artikel beim Einzelhandel und nicht im 
Grosshandel zu kaufen, wogegen sich die Wirte 
natürlich zur Wehr setzen. Dass die private Kon- 
kurrenz versucht, auch den Genossenschaften immer 
wieder Fallstricke zu legen, versteht sich von selber. 
So wurde kürzlich eine Genossenschaft denunziert, 
weil sie an der Generalversammlung den männ- 
lichen Genossenschaftern ie zwei Schoppen Bier und 
den weiblichen Mitgliedern etwas Kaffee und Ku- 
chen gespendet hatte, ein andermal wurde eine Ge- 
nossenschaft vor den Kadi zitiert, weil sie Wermut- 
wein verkauft hatte ohne ein Weinbuch zu führen, 
denn in Deutschland muss der Lebenslauf jeder 
Flasche Wein in einem Weinbuch verewigt werden. 
Glücklicherweise sind die Gerichte meistens so ver- 
nünftig, die Denunzianten heimzuschicken, aber 
Verdruss, Unsicherheit und Zeitverlust entstehen 
auch aus solchen Fällen, die mit einem Freispruch 
endigen. 3 


nn ————— 


Hebung des Bauernstandes. Erneuerung des menschlichen 
Herzens ist darum sein letztes Ziel, und für ihn selbst steht 
es fest, dass nur opferbereite Liebe, wie sie in Christus offen- 
bar wurde, sein Werk zur letzten Vollendung führen kann; 
Christi Geist des einander Dienens und des mutigen Opfers 
ist für ihn die Seele aller wahren völkischen Wiedergeburt. 

Kagawa strebt danach, ganz Japan mit einem Netz 
von Genossenschaften zu überziehen. Im ganzen 
Reich gründen er und seine Mitarbeiter daher Absatzgenossen- 
schaften, Einkaufsgenossenschaften, Konsumvereine, Kredit- 
genossenschaften usw. 

Einer seiner Mitarbeiter Utsunomiya hat durch die Grün- 
dung bäuerlicher Genossenschaften in Nord-Japan Grosses 
geleistet. Er war reich und schickte mehrere iunge Leute, 
darunter seinen Sohn und seine Tochter, nach Dänemark zum 
Studium der dortigen landwirtschaftlichen Genossenschaften. 
Er bezog Rindvieh aus den Vereinigten Staaten und organi- 
sierte Milchverwertungsgenossenschaften. Kagawa sagt: «Drei 
Jahre später, als in jener Gegend eine grosse Hungersnot aus- 
brach, wurde das Volk durch Utsunomiyas Milchverwertungs- 
genossenschaft gerettet, und die Bevölkerung weiss dies wohl. 
Weil Utsunomiya Milchverwertungsgenossenschaften organi- 
sierte und dafür sein ganzes Vermögen opferte, wurde Nord- 
Japan gerettet.» 

Ein besonderer Zweig der Genossenschaften sind die ge- 
nossenschaftlichen Krankenhäuser. In Japan 
waren von 11,000 Dörfern im Jahre 1934 rund 3231 ohne 


Aerzte; in anderen waren wohl Aerzte erreichbar, doch ihre 
Forderungen so hoch, dass die Bauern sich ihrer Hilfe nicht 
zu bedienen wagten. Kagawa und seine Freunde errichteten 
darum vor allem auf dem Lande kleine Krankenhäuser, die 
durch die Beiträge, die die Mitglieder der Genossenschaft 
zahlen, erhalten werden. Die Vereinigung hat in drei Jahren 
etwa hundert solche Krankenhäuser gegründet. Diese hohe 
Zahl zu erreichen, war nur möglich, weil auch genügend 
Aerzte sich fanden, die bereit waren, aus dem Geist reiner 
Nächstenliebe und Hilfsbereitschaft heraus für ein geringes 
Monatsgehalt sich für diese wichtige, rettende Arbeit zur Ver- 
fügung zu stellen. Auch in Tokio, Osaka und Kobe hat Kagawa 
solche genossenschaftlichen Krankenhäuser gegründet. 

Kagawa glaubt den Weg zu der Losung «einer für alle, 
alle für einen» durch weiteren Ausbau gemeinnütziger Er- 
zeuger- und Verbrauchergenossenschaften anbahnen zu können. 
In den letzten Jahren reicht sein Werben für die Gründung von 
Genossenschaften daher über die Grenzen Japans hinaus. 

In aller sozialen Arbeit lässt sich Kagawa von dem Grund- 
satz leiten, dass äussere Hilfe auf die Dauer nichts Bleibendes 
schaffen kann, wenn die inneren Kräfte der Seele 
nicht gleichzeitig geweckt und entwickelt werden. Deshalb sein 
heisses Bemühen, nicht nur wirtschaftliche Notstände zu be- 
seitigen, sondern gleichzeitig den Menschen mit der neuen 
Lebenshofinung auch Antriebe geben, ihr Leben reiner, freu- 
diger und liebevoller zu führen. 
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Wie schwer es ist, den Wünschen des Einzel- 
handels Genüge zu tun, hat auch Oesterreich erfahren. 
Es hatte vor einigen Jahren auf Verlangen des Ein- 
zelhandels ein Preisschleudereigesetz erlassen, das 
es aber nach einiger Zeit wieder aufheben musste, 
weil das Gesetz trotz sorgfältiger Ausarbeitung un- 
durchführbar war. Ein anderes Gesetz von ähnlicher 
Tendenz, das allerdings nicht den Einzelhandel an- 
eing, sondern den Wettbewerb des Motorwagen- 
verkehrs regeln sollte, ist in Oesterreich zweimal 
in Kraft gesetzt und zweimal wieder aufgehoben 
worden. 


Natürlich kann die Diktatur nicht zugeben, dass 
sie mit diesem Schutz des Mittelstandes Utopien 
nachjagt, und darum sucht auch der Artikel im 
«Deutschen Volkswirt» es so hinzustellen, als wären 
die krassen Unzulänglichkeiten dieser Gesetzgebung 
nur Schönheitsfehler, die vermieden werden könn- 
ten und sollten. Aber er lässt durchblicken, dass es 
unmöglich ist, durch gesetzliche Vorschriften alle 
Unvollkommenheiten des Erwerbslebens zum Ver- 
schwinden bringen zu wollen. Wenn diese Einsicht 
durchdringt, so müsste sie freilich fast den gesamten 
gesetzlichen Mittelstandsschutz in Deutschland in 
Makulatur verwandeln. Gesetze, die von vier 
Fünfteln der zu ihrer Einhaltung Verpflichteten über- 
treten werden, sind heute schon wenig mehr als 
Makulatur. Es zeigt sich darin, dass die im Namen 
des Mittelstandes so geräuschvoll verlangten Ge- 
setze häufig den Bedürfnissen und Möglichkeiten 
des Mittelstandes gar nicht entsprechen und wahr- 
scheinlich von der Mehrzahl der Angehörigen des 
Mittelstandes abgelehnt würden, wenn sie die 
Konsequenzen dieser Gesetzgebung voraussehen 
könnten. 


Der schweizerische Gesetzgeber sollte nicht 
übersehen, welche Erfahrurigen man im Ausland mit 
diesem vermeinten Mittelstandsschutz gemacht hat. 
Die Notlage unseres Mittelstandes rührt in der 
Hauptsache daher, dass die Einnahmen der schwei- 
zerischen Volkswirtschaft aus Export, Fremden- 
verkehr, Kapitalanlagen im Ausland etc. sehr stark 
gesunken sind. Wenn sich die Einnahmen der Kun- 
den um 20 Prozent vermindern, müssen sich auch 
die Einkäufe in den Läden und Werkstätten ent- 
sprechend vermindern und das kann nicht dadurch 
abgestellt werden, dass man anderen Leuten den 
Brotkorb noch höher hängt. Hoffentlich werden wir 
etwas aus dem Schaden anderer Völker lernen. 


Kurze Nachrichten 


Einfuhr von Schuhen. 


Gesamfeinfuhr 
Jahr Mengen in 1000 Paar Jahr Wert in Millionen Franken 
1932 2782 1932 10,3 
1933 1653 1933 7,4 
1934 1451 1934 6,8 
1935 1020 1935 4,7 
1936 1116 1936 4,9 


Untersuchungen über die Lebenshaltungskosten in Gross- 
britannien. Die britische Regierung wird von Oktober ab eine 
Untersuchung über die Ausgabenwirtschaft der Familien durch- 
führen, um einen neuen Index der Lebenshaltungskosten zu- 
sammenzustellen. Die Löhne von über 1,250,000 Personen sollen 
von der Indexziffer erfasst werden. 25—30,000 Haushalte im 
ganzen Lande werden beiragt werden. Sie werden planlos 
ausgewählt, sowohl aus den versicherten wie den nichtver- 
sicherten Familien; aber Familien von Arbeitslosen werden 
nieht mit in die Untersuchung einbezogen werden. 


Der Teekonsum bleibt zurück. In einem Bericht über die 
Aussichten der Teeindustrie unterstreicht der «Economist» die 
Tatsache, dass der Konsum nicht die starke und wesentliche 
Zunahme zeigt, die der allgemeine Wirtschaftsaufstieg er- 
warten liess. Der Weltverbrauch von Tee fiel von 901,200,000 Ib. 
im Jahre 1931 auf 854,308,000 Ib. im Jahre 1934, erhöhte sich 
etwas im Jahre 1935, fiel aber wieder auf 858,106,000 Ib. im 
Jahre 1936, nachdem der Zoll für Tee in Grossbritannien auf 
2d ie Pfund erhöht worden war. Obgleich die Höhe der be- 
stehenden Vorräte zufriedenstellend ist, — die Lager in den 
Warenhäusern unter Zollverschluss betragen nicht mehr als 
148,669,000 Ib., — die niedrigste Ziffer seit 1927 -— wäre es 
verirüht, trotz lebhafter Propaganda, in abselıbarer Zeit eine 
grössere Nachfrage zu erwarten, die den Konsum wesentlich 
erhöhen würde. 


Grössere deutsche Getreideimporte. Aus kürzlich ver- 
öffentlichten Statistiken geht hervor, dass Deutschland seine 
diesjährigen Getreide- und Mehlimporte erhöhen musste, um 
die notwendigen Brotmengen herstellen zu können. Die Ein- 
fuhrziffern für Weizen und Weizenmehl (die die erhöhte Ein- 
fuhr zeigten) waren wie folgt: Weizen 600,000 Tonnen im 
ersten Halbiahr dieses Jahres verglichen mit 50,000 Tonnen 
in derselben Zeit des Voriahres; Mehl 12,250 Tonnen ver- 
glichen mit 450 Tonnen. In demselben Zeitraum wurden ein- 
geführt: 90,000 Tonnen Roggen verglichen mit 14,500 Tonnen, 
die vom Januar bis Juni vorigen Jahres eingeführt wurden, 
und 35,000 Tonnen Hafer verglichen mit 3500 Tonnen. Die 
Gersteeinfuhr war mit 87,000 Tonnen zehnmal grösser als die 
Einfuhr während derselben Zeit im Voriahr. Die für Futter- 
zwecke eingeführte Gerste belief sich auf 42,800 Tonnen, oder 
100 Tonnen weniger als die Einfuhr im Jahre 1936. Dagegen 
waren die Kosten wegen der erhöhten Preise 2'4mal so gross. 
Nur Roggenmehl wurde in wesentlich geringerer Menge einge- 
führt, und zwar 650 Tonnen verglichen mit 5250 Tonnen. Da 
die diesiährige schlechte Getreideernte die dritte ist, die 
Deutschland in den letzten drei Jahren in ununterbrochener 
Folge hatte, wird damit gerechnet, dass es im nächsten Jahr 
grosse Getreidekäufe im Ausland machen müssen wird. 


Kaseinimport Italiens. Die italienische Kaseinwollerzeu- 
gung dehnt sich mit einer solchen Geschwindigkeit aus, dass 
es fraglich erscheint, ob ihr grosser Magermilchbedarf in Ita- 
lien selbst gedeckt werden kann. Die Snia Viscosa hat des- 
halb grosse Lieferungsverträge mit dem Ausland, vor allem 
Holland, abgeschlossen. Vor kurzem haben nun die dänischen 
Milchkondensierungsfabriken beschlossen, die Kaseinerzeugung 
für die synthetische Wollherstellung aufzunehmen und auf 
(Girund fester Lieferungsverträge vorerst ihre gesamte Kasein- 
erzeugung nach Italien auszuführen. Später hofft die Verwal- 
tung jedoch, auch nach anderen Ländern Kasein ausführen zu 
können, da dieses Erzeugnis mehr und mehr den Charakter 
einer Welthandelsware annehme. Bisher haben Frankreich, 
Deutschland, Polen, Holland, und vor kurzem auch England 
und Kanada, das Kaseinwollepatent erworben. 


Aus der Praxis 


Genossenschaftliche Gesinnung und Konsumladen. 


«Je mehr die genossenschaftliche Gesinnung der 
einzelnen Mitglieder gefestigt wird, um so weniger 
sind sie der antigenossenschalftlichen Agitation der 
Gegner zugänglich und um so mehr ist die unge- 
störte Entwicklung der Verteilungsstelle gewähr- 
leistet. Alles, was dieser genossenschaftlichen Ge- 
sinnungsbildung hemmend im Wege steht, muss ent- 
fernt werden, und alles, was ihr frommt, muss 2e- 
fördert werden. Ein Problem in diesem ganzen Kom- 
plex ist das der Warenpropaganda in der Vertei- 
lungsstelle. In dem Augenblick, wo das Mitglied ge- 
wissermassen zgenossenschaftlichen Boden betritt, 
soll es der Wirkung der privatkapitalistischen Re- 
klame entrückt sein. Die Zentralen sollen ihren Ver- 
teilungsstellen schriftlich Weisungen geben, dass es 
den Vertretern privater Firmen verboten ist, in den 
Verteilungsstellen Reklamematerial anzubringen, sie 
haben dort nichts zu suchen. Der Laden der Genos- 
senschaft soll in seiner Gesamtheit ausschliesslich 
genossenschaftlichen Zwecken dienen.» 


Aus einer genossenschaftlichen Wochenschrift. 
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Bitte und Aufforderung 
an sämtliche Herren Verwalter. 


Wir beginnen in dieser Nummer des „Schweiz. Konsum- 
verein‘ mit den „Briefen an eine Verkäuferin”, einer Artikel- 
folge, die in die Hände jeder Verkäuferin gehört. 
Wir bitten Sie, dafür Sorge zu tragen, dass der „Schweiz. 
Konsumverein“, soweit er nicht abonniert ist (Fr. 5.— 
pro Jahr) bei Ihrem Verkaufspersonal zirkuliert. Die 
„Briefe an eine Verkäuferin” bringen aus dem Gebiete 
der praktischen Warenvermittlung Erfahrungen und Er- 
kenntnisse, deren Beachtung für alle in einer Genossen- 
schaft Tätigen von ganz besonderem Werte ist. 


Die Redaktion. 


Briefe an eine Verkäuferin. 
Liebes Fräulein, 

Wenn ich Ihnen, ohne Sie persönlich zu kennen, 
diesen Brief schreibe und noch weitere folgen lassen 
will, so sind wohl einige Worte der Erklärung ange- 
bracht. 

Ich weiss Ihren Namen nicht, und doch kann ich 
Sie mir deutlich vorstellen, wie Sie hinter dem 
Ladentisch stehen und ein Paket Spaghetti ver- 
kaufen. Allerhand Leute kommen in den Laden, an- 
genehme und schwierige; manchmal müssen Sie sich 
sehr zusammennehmen, dass Sie die gute Laune 
nicht verlieren. 

Auch das Zusammenarbeiten mit den Kolle- 
ginnen hat gelegentlich seine Schwieriekeiten. 
Manchmal hat man seine privaten Sorgen, aber von 
alldem darf man die Kundschaft nichts merken 
lassen. Das fällt nicht immer leicht. Ihr Beruf macht 
Ihnen Freude, aber er hat auch seine Schattenseiten 
(welcher Beruf hätte das nicht?). Sie sind fleissig 
und strebsam, Sie möchten gerne vorwärtskommen, 
vielleicht sogar einmal Filialleiterin werden. Kurz, 
Sie sind eine junge Dame, die das Zeug zur tüch- 
tigen Verkäuferin hat, die sich bemüht, auch über 
die Schwierigkeiten des Berufs hinweg zu kommen 
und iede Gelegenheit ergreift, um eine noch 
bessere Verkäuferin zu werden. 

Wenn Sie, verehrte Leserin, diesem Bild einiger- 
massen entsprechen, dann sind meine Briefe für Sie 
bestimmt. Vielleicht kann ich Ihnen einige Ratschläge 
geben, die für Ihre weitere Selbst-Ausbildung und 
Entwicklung nützlich sein könnten. 

Daneben gibt es andere Verkäuferinnen, an die 
ich mich nicht wende. Das sind diejenigen, welche 
ihren Beruf als sehr langweilig empfinden, weil sich 
ihre Tätigkeit im Abwägen von Mehl und Kartoffeln 
und im Geldwechseln erschöpft. Sie sind froh, wenn 
sie nicht durch allzuviel Kundschaft gestört werden 
und denken schon am Morgen an den Feierabend. 
Solche Verkäuferinnen tun mir leid, denn ihr Beruf 
bietet ihnen keine Befriedigung. Aber ich kann ihnen 
mit einigen Briefen auch nicht helfen. Gut verkaufen 
ist eine Kunst, zu der es eine natürliche Eignung 
und Neigung braucht. Nur wer diese beiden Vor- 
aussetzungen mitbringt, kann durch ständige Aus- 
bildung und Selbsterziehung weiter kommen. 

Dass es ausserdem eine Reihe älterer, erfahre- 
ner Verkäuferinnen gibt, denen ich in meinen Briefen 
nichts Neues sagen kann, will ich gerne glauben. 
Sie mögen die Briefe ruhig mitlesen und sich dar- 
über freuen, dass sie alles, was darin steht, schon 


längst selber gemerkt haben, — und auch wirklich 
praktisch anwenden. 

Nun werden Sie mich mit Recht fragen, ob ich 
denn über eine so reiche praktische Verkaufs- 
erfahrung verfüge, dass ich Ihnen gute Räte erteilen 
will. Das ist nun eigentlich nicht der Fall. Meine 
Erfahrung stammt aus andern Quellen. (Auch der 
Arzt hat ia nicht alle Krankheiten, die er behandelt, 
selber durchgemacht.) 

Man kann ohne Uebertreibung sagen, dass das 
Verkaufen zu 90% «praktische Psycho- 
logie» ist, nämlich: Menschenkenntnis, Einfühlung 
in die Triebe und Empfindungen anderer und schliess- 
lich Beeinflussung, unmerkliches Lenken der Wunsch- 
richtung. Ueber diese Dinge (die ja nicht nur beim 
Verkauf eine Rolle spielen) gibt es allgemeine Er- 
fahrungen und Erkenntnisse, die ich Ihnen gerne in 
einer Ihrem Beruf angepassten Form übermitteln 
möchte. 

Erschrecken Sie nicht, wenn ich hier von 
Psychologierede. Es handelt sich dabei keines- 
wegs um graue Theorie, sondern um sehr praktische 
Hilfsmittel, die Sie ja, als tüchtige Verkäuferin, mehr 
oder weniger unbewusst täglich anwenden. 

Es wird sie gewiss interessieren, wie wir in 
unserm Institut (dem Institut für Angewandte 
Psychologie Zürich) unsere Erfahrungen auf dem 
Gebiete der Verkaufspsychologie sammeln. 

Vor allem haben wir in den letzten Jahren für 
verschiedene Detailgeschäfte eine grosse Anzahl 
von sog. Kontrollkäufen durchgeführt. Unsere 
besonders geschulten Mitarbeiter besuchen die be- 
treffenden Läden und benehmen sich genau so wie 
die übrige Kundschaft. Sie äussern ihre Wünsche, 
lassen sich beraten, entschliessen sich manchmal zu 
einem Kauf — und berichten dann über den ganzen 
Vorgang in einem schriftlichen Rapport. In diesem 
Rapport wird auch ein Urteil darüber abgegeben, 
was die Verkäuferin gut gemacht hat und wo ihr 
Fehler unterlaufen sind. 

Ich kann mir denken, welchen Einwand Sie auf 
der Zunge haben: das sei eine Art Spionage, und 
wenn der Chef diese Rapporte in die Hände be- 
komme und sie dazu benutze, um eine gut doku- 
mentierte Strafpredigt zu halten, dann sei es mit 
der Freude am Verkaufen bald vorbei. Man sei ja 
dann nie sicher, ob man es mit einem richtigen 
Kunden zu tun habe oder mit einem Menschen, der 
iedes Wort dem Chef hinterbringe, und dann könne 
man vor lauter Unsicherheit überhaupt nicht mehr 
richtig verkaufen. Falsch verwendete Kontroll- 
rapporte haben allerdings diese unerwünschte Wir- 
kung. Trotzdem kann ich jedem Detailgeschäft das 
angegebene System einer periodischen Verkaufs- 
kontrolle sehr empfehlen, allerdings nur unter zwei 
Voraussetzungen: dass nur gut geschulte Kontroll- 
käufer verwendet werden und dass die Ergebnisse 
dem Verkaufspersonal in einer Form und in einem 
Geist übermittelt werden, die keinen unfruchtbaren 
Tadel, sondern eine wirksame Hilfe bedeuten. Jede 
tüchtige Verkäuferin möchte doch gerne wissen, 
wie ihre Verkaufstätigkeit vom Publikum aus 
gesehen sich darstellt. Die sachliche Besprechung 
solcher Kontrollrapporte ist ein gutes Mittel dazu; 
sie zeigen den Verkauf im Spiegel des 
Publikums. 

Wer eine tüchtige Verkäuferin werden will, 
muss manches lernen, vor allem aber eines: mit 
den Augen des Publikums zu sehen, Sie 
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muss wissen, dass für die Kundschaft andere Dinge 
wichtig sind als für sie selber. Deshalb wird es für 
Sie, verehrte Leserin, gewiss interessant sein, das 
Wichtigste, das sich aus unsern Kontrollrapporten 
ergibt, in den nächsten Briefen zusammengefasst 
zu finden. 


Ich besitze aber noch anderes Material, das ich 
Ihnen gerne vorlegen möchte. Haben Sie schon 
etwas vonMarktanalysen gehört? Es handelt 
sich dabei um eine systematische Erforschung und 
Untersuchung des «Marktes», d.h. derjenigen Pu- 
blikumskreise, die für einen bestimmten Artikel oder 
für ein bestimmtes Geschäft als Kundschaft in Frage 
kommen. Solche Untersuchungen können nach ganz 
verschiedenen Richtungen durchgeführt werden, z.B. 
können sie rein quantitativ sein («welche Menge 
eines bestimmten Artikels kann der Markt auf- 
nehmen ?»). Wir haben eine ganze Reihe von Markt- 
untersuchungen durchgeführt, die vorwiegend ps y- 
chologisch orientiert sind. Wir suchten also 
z.B. Antwort auf Fragen, wie: «Was denkt und fühlt 
das Publikum in Bezug auf ein bestimmtes Geschäft? 
(oder einen bestimmten Artikel?) Welche Hem- 
mungen, Widerstände, Missverständnisse bestehen 
im Publikum? Was erwartet das Publikum von der 
Bedienung? Wie gefällt ihm die Reklame? usw.» 


Tausende von Personen sind im Verlaufe sol- 
cher Marktuntersuchungen durch unsere Recher- 
cheure planmässig befragt worden. Sie können sich 
denken, dass wir auf diese Weise (über die Beant- 
wortung der speziellen Fragen hinaus) wertvolle Ein- 
blicke in das Fühlen und Denken des Publikums sam- 
meln konnten — und das ist gerade das, was eine 
tüchtige Verkäuferin braucht. Auch von diesem Ma- 
terial will ich Ihnen also berichten. 


Ausserdem möchte ich mit Ihnen aber noch über 
ein anderes Gebiet reden, das nur mittelbar etwas 
mit dem Verkauf zu tun hat, nämlich über den Ver - 
kehr mit Ihren Kolleginnen und Vor- 
gesetzten. Hier gibt es erfahrungsgemäss 
Schwierigkeiten, wie sie in jeder Arbeitsgemein- 
schaft auftreten, die eine tüchtige Verkäuferin aber 
überwinden muss. Aeussere und namentlich innere 
Konflikte hemmen beim Verkauf. 


Wir hatten nun Gelegenheit, uns im Laufe der 
letzten Jahre mit einer sehr grossen Anzahl Vor- 
gesetzter und Untergebener über diese Fragen zu 
unterhalten. Es handelte sich dabei nicht nur um 
Verkaufspersonal, viele Werkmeister und Industrie- 
arbeiter, sondern auch Bankbeamte usw. waren dar- 
unter. Und da zeigte sich nun, dass überall, wo 
Menschen zusammenarbeiten, gewisse psycholo- 
gische Reibungen auftauchen. Es zeigte sich aber 
auch, dass diese unproduktiven Reibungen nicht un- 
vermeidlich sind, sondern dass man sie mehr oder 
weniger mildern oder besser tileen kann. Darüber 
wird also noch Einiges zu sagen sein. 


Zum Schluss noch etwas: nehmen Sie das, was 
ich Ihnen raten werde, nicht einfach als eine un- 
umstössliche Wahrheit. Es sind meine Erfahrungen, 
— Sie haben möglicherweise andere gemacht. Aber 
denken Sie ernsthaft darüber nach. Wenn ich Sie 
dazu bringe, dass Sie über Dinge nachdenken, die 
Ihnen bisher alltäglich und selbstverständlich er- 
schienen, bin ich sehr zufrieden. 


Mit freundlichen Grüssen 
P. Silberer. 


Hier halten wir einen Vorschlag, der uns unter- 
breitet wurde und den wir nachfolgend ausführen 
wollen, für sehr beachtenswert. Um das ausschliess- 
lich Propagandistisch-Belehrende zu vermeiden und 
um den Verbraucher selbst zu Worte kommen zu 
lassen, wollen wir doch einmal als Verbraucher- 
genossenschaft dazu übergehen, die Hausfrauen 
ihren Küchenzettel selbst bestimmen 
zulassen. Wir wollen sie in Form eines Wett- 
bewerbs dazu bringen, ihre Wünsche und Bedürf- 
nisse, die wir aus ihrem Küchenprogramm ablesen 
können, zu Papier zu bringen, damit wir unsererseits 
eine Möglichkeit haben, alle diese Anregungen auf 
unsere Vorratslage in der Verbrauchergenossen- 
schaft abzustimmen, und das aus der beiderseitigen 
Mitarbeit gewonnene Ergebnis den Mitgliedern 
der Verbrauchergenossenschaften wieder zugänglich 
machen. Es würde sich also darum handeln, in 
Form eines Wettbewerbs unter unse- 
ren Hausfrauen der zweckmässigerweise je- 
weils Zeiträume von 8 bis 14 Tagen umfassen würde, 
eine Befragung unserer Mitglieder durchzuführen. 
Gefordert wird von ihnen ein Küchenzettel über den 
obengenannten Zeitraum mit Rezepten, wie sie 
die Hausfrau aus ihren Erfahrungen heraus zur An- 
wendung bringen würde. Die ersten drei Preis- 
trägerinnen wären dann zweckmässigerweise 
durch eine Warenprämie zu belohnen. Diese 
Küchenzettel werden jeweils zu bestimmten 
Terminen in den Verteilungsstellen gesammelt 
und sofort an eine dafür bestimmte Stelle der Zen- 
trale weitergeleitet. Diese Stelle nimmt schnell- 
stens ihre Auswertung vor und formt aus den vielen 
vorliegenden Vorschlägen einen 


Musterküchenzettel 


für die nächsten 8 oder 14 Täge, In der von ihr vor- 
genommenen Einteilung dieses Küchenzettels hat die 
Genossenschaftsleitung es nun in der Hand, die ein- 
gesandten Rezepte auf die Vorratshaltung der Ver- 
brauchergenossenschaft abzustimmen, so dass eine 
Garantie gegeben werden kann, dass das, was im 
Musterküchenzettel genannt wird, auch wirklich vor- 
handen ist. Das Ergebnis wird also in einem Muster- 
küchenzettel niedergelegt, der dann, und die Me- 
thoden können hier wechseln, dem Mitgliede für 
die jeweilige Zeitperiode zur Kenntnis gebracht 
wird. Das Mitglied selbst weiss dann, dass die auf 
dem Musterküchenzettel angegebenen Erzeugnisse 
wirklich in seiner Verbrauchergenossenschaft vor- 
handen sind. Durch eine soche Massnahme lösen sich 
sicherlich viele Aergernisse, die heute noch oft vor- 
handen sind, auch gestatten sie uns weitestgehend, 
die Wünsche der Konsumenten kennenzulernen. 


«Die Rundschau», 15. Mai 1937. 


Die Prinzipien der Warenauslage. 


Beinahe jeder, der auf dem Gebiete der Waren- 
abgabe tätig ist, weiss, dass das Schaufenster grosse 
Absatzmöglichkeiten bietet, aber das Ausmass dieser 
Erkenntnis ist verschieden. Während viele Auslagen 
absichtlich und mit grosser Sorgfalt geplant werden, 
um einen unwiderstehlichen Drang zum Einkaufen 
zu erregen, gibt es auch viele andere, die dieser An- 
ziehungskraft vollständig entbehren. 
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Der veraltete Gedanke «Je mehr Waren ausge- 
stellt werden, desto grösser der Absatz», ist längst 
gesprengt. Ein überfülltes Schaufenster kann niemals 
anziehend wirken, und eine grosse Menge ver- 
schiedenartiger Artikel schafft Verwirrung und ver- 
liert ihre Wirkung als spezialisierte Verkaufsreklame. 
Heute müssen wir anders denken und handeln. 
Sorgfältige Auswahl ist das Schlagwort, 
und die ganze Aufmerksamkeit muss so weit wie 
möglich auf einen Artikel gelenkt werden. Die erste 
wesentliche Eigenschaft einer Schaufensterauslage ist 
ihre potentielle Anziehungskraft; ferner die Möglich- 
keit, Interesse zu erregen; endlich die Entschliessung 
— ein Faktor, der in hohem Masse von der Aus- 
lage selbst abhängt — die einen unwiderstehlichen 
Wunsch zum Kaufen schafft.» 


Es wird allgemein zugegeben, dass der Preis 
jeder ausgestellten Ware angegeben werden sollte. 
Die unbedingt notwendige Eigenschaft der Reklame, 
um eine Entartung zu einer rein artistischen oder 
akademischen Auslage zu verhindern, ist die richtige 
Art von Reklamebild. Dieses wirkt als Kurier der 
Botschaften, die der Ausleger an das Publikum 
richtet; Botschaften, welche durch die Auslage selbst 
nicht vollständig vermittelt werden können, oder die 
nachdrücklich hervorgehoben werden sollten. «Sach- 
lichkeit» — wie die heutige Tendenz der Warenaus- 
lage bezeichnet wird — konzentriert die Aufmerk- 
samkeit auf die Waren. Alles in Verbindung mit der 
Auslage hat seine besondere Funktion, und wirkt 
nicht als Dekoration oder Verschönerung. 


Die innere Einrichtung des Ladens 
findet immer grössere Anerkennung. Sie ist von 
grosser Wichtigkeit, und man darf nicht glauben, 
dass durch eine schöne Schaufensterauslage die Not- 
wendigkeit für die geschmackvolle Anordnung des 
Innern entfällt. Man sagt, dass vom Standpunkte des 
Verkaufs betrachtet, die Schaufensterauslage Re- 
klame am Ort des Verkaufs bedeutet, aber es wäre 
richtiger zu sagen, dass das Ladeninnere das letzte 
Glied zwischen Reklame und Einkauf bildet. Was 
den tatsächlichen Verkauf betrifft, hat es sich neu- 
lich in mehreren Fällen herausgestellt, dass die An - 
ordnung der Waren auf dem Laden- 
tisch und dem Laden als Ganzes, bei gleichen Ver- 
hältnissen, einen fünfmal grösseren Einfluss ausübt 
als das Schaufenster. 


Bei einer guten Warenauslage sind die folgenden 
Punkte zu berücksichtigen: die Auslage muss ge- 
eignet sein, den Kauf zu reizen; sie muss anziehend 
wirken; Interesse erregen; artistischen Wert haben; 
frei von Staub sein; Reklame sowohl für die Ge- 
nossenschaft wie für die Waren machen; Farben- 
harmonie besitzen und gut beleuchtet sein.» 


Aus einer genossenschaftlichen Wochenschrift. 


Bildungs- und Propagandawesen 


Ueber die Ausbildung der Mitarbeiter 
bei den dänischen Verbrauchergenossenschaften. 


Von Redaktor A. Milling (Aarhus.) 


Der Zusammenschluss der seeländischen und der 
jütländischen verbrauchergenossenschaftlichen Ver- 
bände im Jahre 1896 zum Verband der dä- 
nischen Verbrauchergenossenschaf- 
ten (Faellesforeningen for Danmarks Brugsforenin- 


ger) und die Gründung des Vereins der dänischen 
Lagerhalter im Jahre 1901, heute Danmarks Uddeler- 
forening, hatten auf allen Gebieten der verbraucher- 
genossenschaftlichen Tätigkeit grosse Bedeutung. 
Besonders wichtig waren diese Zusammenschlüsse 
jedoch für die berufliche und fachliche Schulung und 
Durchbildung der Mitarbeiter. Es ist bezeichnend, 
dass in den Satzungen der Vereinigungen der ver- 
brauchergenossenschaftlichen Lagerhalter an erster 
Stelle auf diese Schulungsarbeit hingewiesen wird. 
Es heisst dort: «Der Zweck der Vereinigung ist die 
Förderung der fachlichen Tüchtigkeit bei den ver- 
brauchergenossenschaftlichen Verbrauchsgüterver- 
teilern...» Diese Haltung hatte freilich ihre Ursache 
darin, dass damals auf eine ausreichende fachliche 
Durchbildung der Mitarbeiter besonderer Wert gelegt 
werden musste, weil die Mehrzahl von ihnen Bauern, 
Handwerker usw. waren, denen es an den erforder- 
lichen Kenntnissen oft fehlte. Auf die Frage, warum 
man nicht bereits fachlich vorgebildete Kaufleute 
einstellte, gibt der Führer der dänischen Verbraucher- 
genossenschaften, Severin Jörgensen, folgende Ant- 
wort: «Die Sachverständigen, die sich um solche 
Stellungen bewarben, waren gewöhnlich Kaufleute, 
die infolge ihrer Untüchtigkeit im Wettbewerb mit 
den Verbrauchergenossenschaften als Einzelhändler 
vielleicht Schiffbruch erlitten hatten und denen oft 
an einer Tätigkeit in Verbrauchergenossenschaften in 
Wahrheit nichts gelegen war.» 

Dass diese kaufmännisch nicht vorgebildeten Mit- 
arbeiter ihre Aufgaben so gut durchführten, wie es 
geschah, erklärt sich dadurch, dass es sich um Men- 
schen handelte, die nicht nur guten Willen zu genos- 
senschaftlicher Betätigung mitbrachten, sondern auch 
als ehrlich und zuverlässig bekannt waren. Dabei ist 
mit in Betracht zu ziehen, dass die Verbraucher- 
genossenschaften damals klein und unbedeutend 
waren und die Verteiler daher Zeit hatten, in die sich 
langsam erweiternden Aufgaben hineinzuwachsen. 


Die Ertüchtigung der Mitarbeiter wurde von dem 
Verein der dänischen Verteiler in Verbindung mit dem 
Verband der dänischen Verbrauchergenossenschaften 
(FDB.) frühzeitig in Angriff genommen. 

Im Jahre 1932 wurde eine neue Einrichtung, die 
dänische Genossenschaftsschule in 
Staurby bei Middelfart geschaffen. Diese 
liegt landschaftlich sehr schön am Kleinen Belt mit 
einem Blick auf die Kleine-Belt-Brücke. Vorsteher 
der neuen Schule wurde ein Mitglied der Leitung des 
FBD. L. A. Godsk, der eine Reihe tüchtiger 
Fachlehrer heranzog. Unterrichtsfächer sind: 
Geschichte des Genossenschaftswesens, Aufbau, Aus- 
breitung und Arbeit der modernen Genossenschaften, 
(iesellschaftslehre, Staatslehre, Rechtslehre, Handels- 
lehre und Handelsgeschichte, Volkswirtschaftslehre 
und Volkswirtschaftspolitik, Geschichte, Erdkunde, 
Sprachen sowie die eigentlichen berufstechnischen 
Fächer - Kontorarbeit, Stenographie und Maschi- 
nenschreiben, Buchführung, Bilanzierung, Waren- 
hygiene und Warenpflege, Warenlagerung und Waren- 
transport sowie richtiges Verpacken, Schaufenster- 
und Ladenausgestaltung, Mitgliederwerbung, Waren- 
werbung, richtige Behandlung und Bedienung des 
Mitgliedes und andere mehr. Beachtlich ist, dass 
neben diesem umfassenden Lehrstoff der körper- 
lichen Ertüchtigung der Schüler grosse Sorgfalt ge- 
widmet wird. Die Schule besitzt eine Muster- 
verteilungsstelle, um dort durch prak- 
tische Uebungen den theoretischen Unter- 
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richt zu ergänzen. Ein besonderes Schullaboratorium 
gibt den Schülern Gelegenheit, in das Wesen und die 
Zusammensetzung der Bedarfsgüter einzudringen, 
wobei die Erzeugnisse der FDB.-Fabriken und die 
ihre Qualität begründenden Tatsachen und Eigen- 
schaften besondere Berücksichtigung finden. 


Das Schuljahr umfasst einen Haupt- 
lehrgang von sechs Monaten (vom 6. Ja- 
nuar bis 30. Juni), dem ein abschliessender 
Lehrgang von vier Monaten (vom 1. Au- 
gust bis 30. November) folgt. Es können jeweils 
90 Schüler an einem Lehrgang teilnehmen. 

Die Schule ist eine Einrichtung des FDB. Sie 
erhält erhebliche Zuschüsse von den Genossenschaf- 
ten und von dem Verteilerverein. Diese Zuschüsse 
dienen als Studienbeihilfen für unbemittelte Schüler. 


Aml1l. August 1937 wurde ein neuer 
Lehrplaneingeführt, derzweiHaupt- 
lehrgänge vorsieht, von denen ieder auf 
tünf Monate bemessen ist. Sie dauern vom 
1. Februar bis 30. Juni und vom 2. August bis 19. De- 
zember. Ein Abschlusslehrgang findet da- 
neben für die fortgeschrittenen Schüler vom 2. August 
bis 21. November statt. Man erreicht so, dass in 
jedem Jahr ungefähr 30 Mitarbeiter mehr ausgebildet 
werden können. Ausser diesen umfassenden Lehr- 
gängen wird eine Anzahl weiterer kür- 
zerer Lehrgänge an der Schule durch- 
geführt, so z. B. ein siebentägiger Lehrgang für 
ehrenamtliche Mitarbeiter, ein viertägiger Lehrgang 
für Verteiler, eine zehntägige Sonderausbildung für 
Jungbauern, für ältere Mitarbeiter und für lernende 
Verteiler. Nach Bedarf finden weitere derartige 
Lehrgänge statt, wobei der Fernunterricht 
durch Lehrbriefe als wertvolles Hilfsmittel 
herangezogen wird. 


Rechtswesen und Gesetzgebung 


Steuertaxationen. 


Diejenigen Verbandsvereine, die bei der Auf- 
stellung der Selbsteinschätzung oder bei der Ueber- 
prüfung der amtlichen Steuertaxation die Dienste 
der Rechtsabteilung des V.S.K. in Anspruch zu neh- 
men wünschen, werden höflich ersucht, dem Taxa- 
tionsformular auch die entsprechenden Berechnungs- 
unterlagen (Bilanz und Betriebsrechnung) beizu- 
legen. Dadurch werden Schreibereien vermieden 
und die Erledigung der Anfrage beschleunigt. 


Bau- und Wohngenossenschaften 


Aus dem Gemeinschaftsleben einer Baugenossenschaft. 


Der Jahresbericht der Allgemeinen Baugenos- 
senschaft Zürich (A.B.Z.) enthält eine lebendige 
Schilderung der mannigfachen Veranstaltungen dieser 
Genossenschaft, die — wie selten sonst — ausser- 
ordentlich viel zur Förderung des persön- 
lichenKontaktes zwischen den einzelnen Mit- 
gliedern tut, und so auch dieser Seite der genossen- 
schaftlichen Aufgabe gerecht zu werden versucht. 
Wir lesen (Hervorhebungen von uns): 

«Vorab sind es unsere Koloniekommissionen, die 
sich ungeachtet mancher kleiner und grösserer Enttäuschungen 


immer wieder in dieser Richtung bemühen. Studiert man die 
zahlreichen Einladungsschreiben, Zirkulare und Berichte, die 


Zeugnis ablegen von der Tätigkeit dieser Kommissionen, so 
muss man zum Schluss kommen: da ist nichts zu spüren von 
Erstarrung oder Gleichgültigkeit, da ist überall bewusstes und 
fröhliches genossenschaftliches Leben. 


Insbesondere der Genossenschaftstag ruft unsern 
Genossenschaftern jedes Jahr wieder aufs nachdrücklichste in 
Erinnerung, dass sie zu einem grossen Ganzen gehören, dem 
sie vieles verdanken, dem sie verpflichtet sind. Wir dürfen 
ohne Ueberhebung behaupten: so geschlossen und einheitlich, 
wie in unserer Genossenschaft, machen wohl kaum die Mieter 
irgendeiner andern Genossenschaft den Feiertag am ersten 
Samstag des Monats Juli mit. Kaum ein Fenster bleibt am 
Abend dunkel, nur als Ausnahmen müssen diejenigen gerechnet 
werden, die nicht mithalten. Die Feiern selbst werden in 
mannigfachster Form durchgeführt und finden bald am Samstag 
selbst, bald am Sonntag statt. In den meisten Kolonien aber 
hat sich der schöne Brauch eingebürgert, dass auch die Kinder 
mitfeiern dürfen, sei es in einem Spielnachmittag am Samstag 
oder Sonntag, sei es durch einen Lampionumzug, sei es in 
beiden Formen. In den meisten Kolonien haben sich die Er- 
wachsenen am Samstag zu einer Öffentlichen Veranstaltung 
zusammengefunden, wo, eingerahmt von den Darbietungen 
eines Musikkorps oder eines Gesangvereins, ein Referat über 
die genossenschaftliche Arbeit angehört wird. In zwei Fällen 
hatten unsere Genossenschafter die Freude, unsern Stadtpräsi- 
denten in ihrer Mitte sprechen zu hören. Bis zu zehn und mehr 
Genossenschaften eines Quartiers haben sich da und dort zu- 
sammengetan, um diesen Tag zu begehen, und ohne Zweifel 
tragen diese Feiern manches dazu bei, dass das Verständnis 
und die Freude für genossenschaftliche Arbeit wachsen. 


Daneben leisten unsere Kommissionen noch mancherlei 
nützliche Arbeit und bereiten unsern Mietern auch manch frohe 
Stunde. Fast überall sind gemeinsame Ausflüge durch- 
geführt worden, die oft eine sehr grosse Beteiligung aufwiesen. 
Eine Kolonie hat eine Fahrt ins Blaue unternommen, die unter 
den eingeladenen Hausfrauen ganz besondern Anklang fand. 
Diese Fahrten sind sehr beliebt und können, wie die Erfahrung 
beweist, sogar noch zu einer bescheidenen Einnahme für die 
Koloniekasse führen. Auch an Besichtigungen des einen oder 
andern Betriebes nehmen unsere Mieter immer wieder gerne 
teil. Und überfüllt sind jeweils die Lokale, wenn zu einem 
bunten Abend eingeladen wird, wo in der Regel eigene 
Kräfte der Kolonie ihr Bestes beitragen und ungeahnte Talente 
zum Vorschein zu kommen pflegen. Die Kinder werden nicht 
vergessen: man veranstaltet für sie einen Klausabend, 
dessen Programm sie oft ganz selbst bestreiten, eine Weih- 
nachtsfeier, Spielnachmittage, sei es draussen, sei es, bei 
schlechtem Wetter, im Kolonielokal, ein Kasperlitheater, man 
beschenkt die neugeborenen Erdenbürger mit einem Spar- 
batzen. Einige unserer Kommissionen unterhalten auch eine 
Bibliothek, führen Skiturnkurse oder Photo- 
kurse durch, vermitteln Pflanzen und Sämereien 
und vergessen die Genossenschafter auch nicht, wenn irgendwo 
der Tod eingekehrt ist und Trauer in einer Familie 
herrscht. So dürfen wir wohl mit Fug und Recht behaupten: 
unsere Koloniekommissionen leisten wichtige genossenschaft- 
liche Arbeit. Sie verdienen den warmen Dank der Genossen- 
schaftsbehörden, aber auch der Mieterschaft selbst, und ihre 
Arbeit soll nach wie vor nach Möglichkeit gefördert und 
unterstützt werden. Der Vorstand würdigt diese mannigfache 
Arbeit, indem er jedes Jahr und ieder Kolonie einen Kolonie- 
beitrag von Fr. 1.50 pro Mieter bewilligt und in einzelnen 
gerechtfertigten Fällen auch weitere Beiträge für bestimmte 
Anschaffungen oder sonstige notwendige Auslagen gewährt.» 


Die Erfolge der A.B.Z. dürften manche Ge- 
nossenschafter, insbesondere auch Konsumgenossen- 
schafter ermutigen, an dieser Gemeinschaftsarbeit 
noch ein Mehreres zu tun. 


Bewegung des Auslandes 


Schweden. Rapide Expansion der Kunstseide- 
fabrik in Norrköping. Infolge der ständig wachsenden 
Nachfrage der Textilerzeuger nach den Erzeugnissen der 
Kunstseidefabrik in Norrköping soll diese Fabrik erweitert 
und die Erzeugung mehr als verdoppelt werden. Die Fabrik 
erzeugt hauptsächlich Stapelfasern, aber auch Azetat- und 
Viskosegarn, Wursthäute und besonders Schallplattenwachs. 
Auch die Erzeugung einer anderen Art von Kunstseidegarn ist 
in Aussicht genommen. Nach der Erweiterung der Fabrik 
werden täglich 2500 kg Stapelfasern erzeugt werden. In den 
ersten vier Monaten dieses Jahres ist der Umsatz um 219 % 
und die Ausfuhr um 335 % gestiegen. Die Fabrik kann jetzt 
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die Nachfrage der Inlanderzeuger befriedigen, und ihre Stapel- 
fasern kommen der besten Qualität ausländischer Erzeugnisse 
gleich. Die Gesamterzeugung des laufenden Jahres findet bei 
voller Ausnutzung der erhöhten Produktionskapazität von 
täglich 2500 kg Absatz. 


Die Norrköping Fabrik, eine Stockholmer Gesellschaft, an 
der die schwedische Grosseinkaufsgesellschaft (K.F.) finanziell 
beteiligt ist, und zwei Schweizerfirmen haben kürzlich mit 
einer bedeutenden neuen Gesellschaft, der Knitu Co. in Enso, 
Finnland, ein Abkommen abgeschlossen. Diese Gesellschaft 
soll in Finnland eine Kunstseidefabrik errichten und wird auf 
Grund des Abkommens von den anderen vertragschliessenden 
Parteien mit Technikern und Maschinen versorgt werden. Die 
neue Fabrik soll Mitte 1938 die Erzeugung aufnehmen. Die 
beiden finnischen Grosseinkaufsgenossenschaften haben Aktien 
in dem neuen Unternehmen gezeichnet. Die finnische Geseli- 
schaft und die Fabrik in Norrköping haben sich über ihre Zu- 
sammenarbeit und ihren Erfahrungsaustausch verständigt. 


U. S. A. Starke Umsatzsteigerung bei der 
Eastern Co-operative Wholesale. Die im Jahre 
1928 gegründete Eastern Co-operative Wholesale, New-York, 
die im letzten Jahre ihr eigenes Lagerhaus errichtet und vor 
kurzem eine Zweigstelle in Boston eröffnet hat, hat in den 
ersten vier Monaten des laufenden Jahres ihren Umsatz um 
86 %, und zwar von 85,500 auf 160,900 Dollars gesteigert. Auf 
der am 31. Mai abgehaltenen Jahresversammlung der Gesell- 
schaft wurde beschlossen, das Unternehmen auf eine breitere 
Kapitalgrundlage zu stellen, um eine weitere Geschäftsaus- 
dehnung finanzieren zu können. Von jeder Organisation, die 
von der Eastern Co-operative Wholesale bezieht, wird er- 
wartet, dass sie sich dieser innerhalb von vier Monaten als 
Mitglied anschliesst. Die angeschlossenen Genossenschaften 
sollen eine Summe von 4% ihrer Jahresbezüge zur Stärkung 
des Kapitals der Grosseinkaufsgesellschaft beitragen. 


— Eine neue genossenschafitliche Oel- 
mischungsanlage. In Indianapolis, Indiana, wurde eine 
moderne Oelmischungsanlage vollendet, die den Oelbedarf der 
genossenschaftlichen Oelvereinigungen in neun Staaten decken 
soll. Die Anlage wurde von den United Co-operatives, Incor- 
porated, errichtet, um die Produktion der im Jahre 1930 voi 
der Indiana Farm Bureau Co-operative Association errichteten 
Anlage zu ergänzen, die längst nicht mehr imstände ist, die 
ständig wachsende Nachfrage in Indiana, Ohio, Michigan und 
Pennsylvanien zu decken. Auch die Errichtung einer ähnlichen 
Anlage in Harrisburg, Pennsylvanien, wird erwogen, um die 
genossenschaftlichen Vereinigungen in den östlichen Gebieten 
mit Oel zu versorgen. 


Aus unseren Verbandsvereinen. 


An Umsatzangaben gelangten im Laufe der vergangenen 
Woche zu unserer Kenntnis: 


1937 1936 
Feldis (Juni/Mai) 87,600.— 82,100.— 
Bülach, Filialen (Juli/Juni) 493,300.— 447,900.— 
Jona (Juli/Juni) 423,700.— 390,700.-— 
Weinfelden (Juli/ Juni) 480,600.— 417,300. — 
Lachen (September/Juni) 441,900.— 396,609. — 
Winterthur, K. V. (Januar/Juni) 3,273,000.—  2,859,000.— 


Brugg, Ladeneinnahmen (Aug./Juli) 1,165,000.— 1,058,000.— 


Einsiedeln meldet für die Zeit von Anfang Oktober 1956 
bis Ende Juli 1937 gegenüber der entsprechenden Zeitspanne 
des Voriahres eine Umsatzzunahme von Fr. 21,000.—. 


Mitgliedern eine Haushalt-Dosen- 
Die Gebühr, die es dafür 


Möriken stellt seinen 
verschliessmaschine zur Verfügung. 
berechnet, beträgt ie Büchse 5 Rp. 


Horgen beginnt anfangs September einen Strick- und 


Häkelkurs; Solothurn einen oder mehrere Strickkurse. 


Mit Montag, den 2. August, ging der Betrieb der seit Mai 
1933 in Dagmersellen bestehenden Ablage des Konsumvereins 
Reiden an den neugegründeten Konsumverein Dagmersellen 
und Umgebung über. h. 


No. 33 


SCHWEIZ. KONSUM-VEREIN 


Verwaltungskommission 


1. Am 12. August 1937 kann der in unserm 
Lagerhausbetrieb in Pratteln beschäftigte Ange- 
stellte, Herr Eduard Meyer - Wehren, auf eine 
25-jährige Tätigkeit im V.S.K. zurückblicken. 

Die Verwaltungskommission hat dem Jubilaren 
für seine pflichtgetreue Tätigkeit in einem Glück- 
wunschschreiben den Dank ausgesprochen, unter 
Uebermittlung der gewohnten Jubiläumsgabe. 

Möge es Herrn Meyer vergönnt sein, noch 
während manchen Jahren in bester Gesundheit in 
unserm Verbande zu wirken. 


2. Für die diesjährigen Herbstkreiskonferenzen 
schlägt die Verwaltungskommission als Traktanden 
des V.S.K. folgende Angelegenheiten zur Behand- 
lung vor: 


1. Probleme der Rationalisierung der konsumgenos- 
senschaftlichen Warenvermittlung. 


2. Aufgaben der Revisoren der Verbandsvereine. 


3. Bericht zur Frage der Verlängerung des Bundes- 
beschlusses vom 27. September 1935 betreffend 
das Verbot der Eröffnung und Erweiterung von 
Warenhäusern, Kaufhäusern, Einheitspreisge- 
schäften und Filialgeschäften. 

Ueber die Traktanden 1 und 3 wird ein Mit- 
glied der Verwaltungskommission des V.S.K. refe- 
rieren, während als Referent für Traktandum 2 der 
dem betreffenden Kreisverband zugeteilte Vertreter- 
Revisor vorgesehen ist. 

Die diesjährigen Herbstkreiskonferenzen sind 
auf den 3., 10., 17. und 24. Oktober 1937 festgesetzt 
worden. Die Kreisvorstände werden ersucht, den 
Zeitpunkt sowie den Ort der Abhaltung der Kreis- 
konferenzen festzusetzen, unter Bekanntgabe an die 
Verwaltungskommission des V.S.K., soweit dies 
noch nicht geschehen ist. 


3. Als Heft No. 15 der genossenschaftlichen 
Volksbibliothek ist in neuer Auflage erschienen: 
Dr. B. Jaeggi «Betriebsabschlüsse nach kaufmänni- 
schen Grundsätzen, Reservestellungen und Schaf- 
fung von Sozialkapital». Abgabepreis 25 Cts. pro 
Exemplar, für Verbandsvereine 15 Cts. pro Exem- 
plar. 

4. Dem Genossenschaftlichen Seminar (Stiftung 
von Bernhard Jaeggi) sind von der Societe Coop. 
de consommation Payerne Fr. 100.— überwiesen 
en welche Vergabung anmit bestens verdankt 
wird. 


Arbeitsmarkt 


Angebot. 


Jeunse. flinke, diplomierte Verkäuferin sucht Stelle in Konsum- 
verein (Lebensmittelbranche). Spricht deutsch und franzö- 


sisch. Offerten mit Lohnangabe sind erbeten unter Chiffre 
Z. L. 80 an den V.S.K., Basel 2. 
Nachfrage. 

esucht von grösserem Konsumladen in schöner Berg- 


gegend arbeitsfreudige, brave und ehrliche Tochter für 
Laden und Haushalt, eventuell zur weiteren Ausbildung im 
Verkäuferinnenberuf. Nur Töchter mit sehr gutem Charakter, 
und die es im Beruf zu etwas bringen möchten, wollen sich 
melden. Kost und Logis im Hause. Offerten mit Photo, Zeug- 
niskopien und Lohnansprüchen sind zu richten unter Chiffre 
D. B. 79 an den V.S.K., Basel 2. 


